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■wirtschaftet! M ehr nodi, es hat sich 
dort in den letzten 5 Jahren eine 
Serie von Dlfunden ergeben, die 
der kanadischen Entwicklung in 
den nächsten beiden Dekaden das 
Gepräge geben wird.
M öglichkeit f ü r  Produktionsgüter 

Das führt zu einem w eiteren Hin­
weis; Es wäre falsch, wenn die 
deutsche Ausfuhrwirtschaft Kanada 
ausschließlich oder hauptsächlich 
unter dem Gesichtswinkel der Kon­
sumgüter betrachten würde. Kanada 
braucht Maschinen, braucht Ausrü­
stung für seine Erschließung von Dl 
und M ineralien. Die USA. und Groß­
britannien allein können diese M a­
schinen nicht in allen Fällen liefern. 
Deutschland hat die Möglichkeit, 
viele seiner Spezialitäten, ja, ganze 
Fabriken zu liefern und sich etwa 
bei der Entwicklung der Ölchemie 
oder der Erschließung neuer M etall­

vorkommen oder der Holzverarbei­
tung oder auch der großen Ver­
kehrsprojekte einzuschalten. Der 
Vorteil liegt auf der Hand, am An­
fang dabei zu sein. Am Beginn 
einer Entwicklung besteht die Mög­
lichkeit, neben den ersten A ufträ­
gen auch die Einflußnahme auf 
künftige Gestaltungen und auf die 
daraus sich ergebenden Aufträge 
zu gewinnen. Sicherlich ist dabei 
oft Kapital erforderlich, das von 
deutscher Seite auch in den Fällen 
schwer aufzubringen ist, in denen 
es im deutschen Interesse liegen 
kann, Investitionen für die Errich­
tung von Zweigfabriken und der­
gleichen zu unterstützen. In man­
chen anderen Fällen wird jedoch die 
deutsche Beteiligung im „Know 
How", in den Fachkenntnissen oder 
im Einbringen von Maschinen lie­
gen können, während das Betriebs­

kapital örtlich, etwa mit Hilfe pro­
vinzieller Interessenten oder in 
Kanada und den USA. aufgebracht 
werden kann.

Es gibt also viele Möglichkeiten, 
Deutschland am Aufschwung Kana­
das zu beteiligen. Eines sollte man 
dabei nicht vergessen: Deutschland 
muß auch als Land und als Volk 
in Kanada bekannt werden. Die 
deutschen Einwanderer in Kanada
— im letzten Jahre mehr als 32 000
— und die kanadischen Truppen 
der 27. Brigade in Deutschland tra­
gen sehr viel dazu bei. Eine syste­
matische Werbung, etw a durch 
die Fremdenverkehrszentrale, für 
Deutschland, für seine Landschaft 
und für seine Menschen, könnte 
dieser „freien Publizität", die 
Deutschland in Kanada genießt, 
den Anreiz hinzufügen, mehr über 
Deutschland zu erfahren. (K. W.)

Dr. Burkhardt Röper, Hamburg

Westdeutschlands Stellung im europäischen Kräftespiel
V ach drei Jahren wirtschaftlicher Stagnation, des 

’ politischen und sozialen Chaos begann um die 
Jahresm itte 1948 W estdeutschlands W iederaufstieg 
mit einer W ährungs- und Wirtschaftsreform. Die Funk­
tionsunfähigkeit des Kontrollrats für die vier Besat­
zungszonen und Berlin wurde beseitigt und die damit 
verbundene Erstarrung aller W iederaufbauarbeiten 
gelöst. Es formierten sich allmählich zwei gegensätz­
liche politische Gebilde — die Bundesrepublik Deutsch­
land und die Deutsche Demokratische Republik — so­
wie eine Enklave des W estens in M itteldeutschland — 
W estberlin. Die Luftbrücke, die anlaufenden M arshall­
planlieferungen, der allmähliche Abbau wirtschaftlicher 
und politischer Beschränkungen bildeten ein starkes 
Auftriebselement für die nun entstehende w estdeut­
sche Volkswirtschaft: Das Volkseinkommen, insbeson­
dere aber die Industrieproduktion und der Außen­
handel zeigten einen gewaltigen Anstieg und über­
deckten — vor allem in den Augen des Auslandes — 
die Not und scheinbare Ausweglosigkeit, in der noch 
immer Millionen Deutscher ausharren. Die w estdeut­
sche Bundesrepublik einschließlich W estberlins ist zu 
einem entscheidenden Faktor in der gesamten Europa­
politik geworden; Von der Lösung der vielen noch 
ungeklärten politischen, wirtschaftlichen und militäri­
schen Probleme hängt zum großen Teil Erfolg oder 
Mißerfolg der west- und mitteleuropäischen Völker- 
und Verteidigungsgemeinschaft ab.
Welche ökonomischen Aktiva und Passiva hat nun 
W estdeutschland in die europäische Gemeinschaft ein­
zubringen? Welche wirtschaftlichen und sozialen Fak­
toren werden sich hemmend, welche fördernd im Hin­
blick auf eine europäische Integration auswirken?

Grundsätzlich darf niemals vergessen werden, dai 
W estdeutschland aus folgenden Gründen eine Sonder­
stellung in Europa einnimmt:
1. Die Bevölkerung W estdeutschlands — einschließ­
lich Berlins — stieg seit 1939 um mehr als 21 “/o auf 
über 50 Mill. Menschen.
2. Die Bevölkerungsdichte von m ehr als 200 Menschen 
je  Quadratkilom eter bedingt in einem Lande ohne 
Kolonien oder A uslandsguthaben einen starken Ex­
portdrang zur Deckung der mit wachsendem Volks­
einkommen sich vergrößernden Nahrungsmittellücke.
3. Deutschland muß sich deshalb wieder zur W erk­
statt, zum Büro und zum Spediteur für andere Länder 
entwickeln.
4. Deutschlands Bevölkerung ist relativ überaltert, die 
leistungsfähigsten Jahrgänge sind durch den zweiten 
W eltkrieg, der die Deutschen rund 3^/a Mill. Menschen 
kostete, stark  dezimiert. Ferner gibt es rund 3 Mill. 
m ehr Frauen als M änner in Westdeutschland.
5. Mit etwa 12 Mill. Rentnern hat W estdeutschland 
die höchste Sozialbelastung aller Volkswirtschaftenzu 
tragen.
6. Die Zerstörung der A rbeitsstätten durch Krieg und 
Demontagen, das Fehlen von W ohnungen für 5 Mill. 
Familien, der große Nachholbedarf insbesondere der 
Flüchtlinge und Ausgebombten, ergibt einerseits einen 
schier unersättlichen Kapital- und W arenhunger, so 
daß es für lange Zeit nicht an einer wirksam en Nach­
frage fehlen wird, andererseits aber auch eine erhöhte 
Arbeitsbereitschaft.
7. Noch ist der Kapitalm arkt verödet, der Sparwille 
der Privatpersonen gering, aber die Investitionsrate 
hat mit rund 21 “/o des Bruttosozialproduktes bereits
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eine beaditlidie Höhe erreicht. Die Ertragsfähigkeit 
des investierten Kapitals ist dabei zum Teil außer­
ordentlich hodi.
8. Schließlich ist zu ergänzen — und das ist vielleicht 
der wichtigste Punkt —, daß durch die Zerschneidung 
Deutschlands sicii strukturelle Verzerrungen im Ge­
samtaufbau der deutschen W irtschaft ergaben. 
Deutschland bringt in die westeuropäische V ölker­
gemeinschaft eine leistungsfähige und außerordentlich 
entwicklungsfähige Industriewirtschaft ein, deren Ge­
samterzeugung durch Beseitigung des wichtigsten Eng­
passes — die Eisen- und Stahlproduktion — infolge 
der Remontagemöglichkeiten mit weniger Kosten er­
höht werden kann als in allen anderen Ländern. Es 
bringt ferner eine leistungsfähige und -willige Arbei­
terschaft mit zum Teil hervorragenden Spezialkennt­
nissen in die europäische Gemeinschaft. Durch das 
jähe Abreißen aller ostwärtigen Verbindungen, vor 
allem auch zu den mittel- und ostdeutschen agra­
rischen Überschußgebieten, bedarf W estdeutschland 
einer erheblichen Nahrungsmitteleinfuhr, die es durch 
seine Industrieausfuhr begleichen muß.
Zwar haben sich von 1949 bis 1951 die deutschen Ex­
porte mehr als verdreifacht, während die Importe sich 
nur verdoppelten, so daß sich ein Außenhandelsgleich­
gewicht global gesehen ergibt; aber diese Ziffern sind 
irreführend und zeigen die Situation in einem allzu 
rosigen Licht. Deutschland konnte im V orjahr dank 
seiner großen Anstrengungen, des Liberalisierungs- 
stops und der Importbereitschaft seiner Partner im 
Raum der Europäischen Zahlungsunion beträchtliche 
Überschüsse erzielen, damit seine Schulden abdecken 
und einen Teil der Anforderungen in freien Dollar 
begleichen. In diesem Jahr hat sich die Situation je ­
doch verschlechtert; Zwei der wichtigsten Außenhan­
delspartner — Großbritannien und Frankreich — muß­
ten ihrerseits Im portrestriktionen einführen. Ernste 
Kollisionsmöglichkeiten ergeben sich insbesondere im 
Wettbewerb mit Großbritannien, da beide Länder ein 
ähnliches W arenangebot auf den gleichen M ärkten 
unterzubringen suchen und die schrumpfenden W äh­
rungsreserven der Engländer diese zu einer Forcie­
rung des Außenhandels mit allen M itteln zwingen.

Die alte W eisheit, daß sich der größte internationale 
W arenaustausch zwischen hochentwickelten Industrie­
ländern abspielt, gilt auch gegenwärtig noch in der 
Zeit außergewöhnlicher Knappheiten an wichtigen 
Grundstoffen und der nach wie vor angewandten Kon­
tingentierung, Devisenbewirtschaftung usw. Deutsch­
lands wichtigste Kunden sind zur Zeit Großbritannien, 
die Niederlande, Frankreich, Belgien - Luxemburg, 
Schweden und die Schweiz. Erst an siebenter Stelle 
rangieren trotz der lebhaften Dollar-Drive-Aktion die 
Käufe der USA. Anders sieht die Reihenfolge der 
wichtigsten Lieferländer aus: Hier dominieren seit 
langem die USA.; von dort wird im allgemeinen mehr 
als doppelt so viel nach Deutschland ausgeführt wie 
aus dem nächst bedeutsam en Land Großbritannien; es 
folgen die Niederlande, Schweden und die Schweiz. 
Diese mangelnden Entsprechungen der Außenhandels­
beziehungen würden in Zeiten einer freien Konver­
tibilität der W ährungen unwichtig sein, stellen gegen­
w ärtig aber ein bedeutsames und noch ungelöstes 
Problem dar. Nach Auslaufen der beträchtlichen und 
wirksamen Hilfeleistungen aus den USA. müssen nun 
alle Einkäufe in Amerika — abgesehen von den ge­
ringfügigen Lieferungen durch die MSA. — in freien 
Dollar bezahlt werden, soweit sie unsere Exporte 
nach den USA. übersteigen; dieser Betrag macht gegen­
wärtig rund 50 Mill. Dollar im M onat aus. Die Euro­
päische Zahlungsunion wird andererseits kaum in der 
Lage sein, unsere in ihrem Raume anfallenden Export­
überschüsse gemäß der ursprünglich vereinbarten 
Spielregeln in Dollar zu honorieren. Vielleicht werden 
sogar diese Überschüsse durch die Restriktionen 
unserer besten Kunden noch sinken. Umleitungen von 
Exporten in den Dollarraum über die Niederlande usw., 
Abwertungsgerüchte in London und Paris und infla­
tionistische Tendenzen in vielen außerdeutschen Län­
dern verdüstern w eiterhin das Bild. Schließlich darf 
nicht vergessen werden, daß ein beachtlicher Teil des 
deutschen Außenhandels ökonomisch kaum sinnvoll 
ist, kompensieren doch beispielsweise — mengen­
mäßig gerechnet — die USA.-Kohlenimporte nach 
Deutschland in den letzten M onaten rund 50 "/o des 
deutschen Kohlenexports.

D r. Herbert Glembin, Hamburg

Freistellung der Spareinlagen von der Mindestreservepflicht

D
ie Zentrumsfraktion hat vor einiger Zeit einen 
Gesetzentwurf vorgelegt, der durch entsprechende 

Streichungen in den §§ 1 und 2 des Emissionsgesetzes 
vom 20. Juni 1948 die Freistellung der Spareinlagen 
von der Mindestreservepflicht vorsieht. Zur Zeit sind 
die Geschäftsbanken gezwungen, 4 Vo ihrer ausgewie­
senen Spareinlagen als M indestreserve bei ihren 
Landeszentralbanken zu halten. Das sind gegenwärtig 
bei einem Gesamtbestand an Spareinlagen von rund 
5 Mrd. DM etwa 200 Mill. DM, Von verschiedenen 
Seiten wird eingewandt, daß es vor allem aus geld­
dispositionellen Gründen unmöglich sei, diese 200 Mil­
lionen DM aus dem Zentralbanksystem herauszulösen 
und davon einen wesentlichen Teil seiner eigentlichen 
Bestimmung, nämlich der langfristigen Anlage, zuzu­
führen.

N ur ein Bruchteil der Mindestreserven
An den gesamten M indestreserven, die außer für 
Spareinlagen auch, und zwar zu erheblich höheren 
Sätzen, für Sicht- und Termin Verbindlichkeiten gehal­
ten werden müssen, sind die Spareinlagenreserven nur 
zu einem Bruchteil beteiligt. Nach den zuletzt von der 
Bank deutscher Länder veröffentlichten Zahlen betrug 
das gesamte Reserve-Soll im Dezember 1951 2,16 Mil­
liarden DM, von denen, wenn man die Ergebnisse am 
M onatsende zugrunde legt, nicht einmal 10 °/o auf die 
Spareinlagen entfallen. Dagegen macht der entspre­
chende Anteil für die M indestreserven der Sichtver­
bindlichkeiten ungefähr 70 “/o und für die der Termin­
einlagen gut 20 “Io aus. Innerhalb der einzelnen Ban­
kengruppen sind allerdings die Anteile dieser drei 
Reservekategorien verschieden hoch. So entfällt von
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